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Wir danken dem Kassier fiir die groBe und gute Arbeit und empfehlen
zu seiner Entlastung der Delegiertenversammlung die Genehmigung der
vorliegenden Jahresrechnung.

Chur, den 17. September 1953.
Die Revisoren: S. Toscan; A. Stohr.

Besoldungsvorlage

Eingabe des Biindner Lehrervereins

an das Erziehungsdepartement zuhanden des Kleinen Rates

Chur, den 14. Juli 1953.

Sehr geehrter Herr Erziechungschef!
Sehr geehrte Herren Regierungsrite!

Der Vorstand des BLV hat die gegenwiirtige Lage der Biindner Schule
und die wirtschaftlichen Verhiltnisse der Biindner Lehrer eingehend er-
ortert. Wir danken der hohen Regierung, daBl sie unserem Verbande Ge-
legenheit gibt, Vorschlige fiir eine neue Besoldungsvorlage zu unterbreiten.

Einleitend moéchten wir kurz die kulturelle Bedeutung der Schule her-
vorheben. Als vor 150 Jahren Graubiinden der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft beitrat und einer ruhigeren Entwicklung entgegenblicken durfte,
erhofften fiihrende Minner eine starke Forderung des kulturellen Lebens.
Im Vordergrund standen die Bestrebungen zur Hebung der Volksbildung
durch die Volksschule. Riickblickend wollen wir freudig anerkennen, daf
das Biindnervolk wiederholt bereit war, fiir seine Volksschule bedeutende
Opfer zu bringen. Eine weitsichtige Haltung! Denn unser Bergland ist nicht
in der Lage, der Bevilkerung ausreichende Verdienstmoéglichkeiten zu bie-
ten; immer wieder mul} ein Teil voriibergehend oder dauernd auBlerhalb des
Kantons eine Existenz aufbauen. Dall dabei eine gute Schulbildung un-
schiitzbare Dienste leistet, steht auBler Frage. Ferner darf in diesem Zu-
sammenhang nicht ilibersechen werden: Unser Kanton braucht Leute, die
den beruflichen Anforderungen der heutigen Zeit gewachsen sind. Wenn es
an eigenen Leuten mangelt, werden sie durch Zugewanderte ersetzt. Eine
tiichtige Ausbildung unserer Jugend kann dieser unerwiinschten Entwick-
lung steuern.

Die Grundlage jeder beruflichen Ausbildung ist unsere Volksschule. Sie
zu fordern und zu erhalten mul3 daher ein ernstes Anliegen unseres Volkes
sein. Im kiirzlich beschlossenen Ausbau des Biindner Lehrerseminars er-
blicken wir einen beachtenswerten Schritt nach dieser Richtung.

Mit Sorge erfiillt uns aber die Tatsache, dafl es heute den Landgemein-
den immer schwerer fillt, eine geeignete Lehrkraft zu finden. Als Ursache
darf neben der ungeniigenden Besoldung des Lehrers die kurze Schuldauer
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nicht iibersehen werden. Grundsiitzliche Probleme harren der Losung. Be-
hérden und Volk diirfen nichts unterlassen, um der bedrohlichen Entwick-
lung Einhalt zu gebieten. Aus dieser Sorge um unsere Biindner Schule sind
die nachfolgenden begriindeten Antrige des BLV herausgewachsen,

Um die gegenwiirtige Lage moglichst genau abzukliren, hat der BLV im
Einvernehmen mit dem Erziehungsdepartement und unter Mithilfe der
Herren Schulinspektoren eine allgemeine Umfrage durchgefiihrt. Sie be-
zweckte, die Besoldungsverhiiltnisse und die Schuldauer auf Ende Schul-
jahr 1952/53 festzustellen. Die Ergebnisse aus simtlichen Gemeinden wur-
den durch unseren Besoldungsstatistiker Sekundarlehrer Chr. Caviezel,
Thusis, statistisch verarbeitet., Er berechnete ebenfalls die finanziellen Aus-
wirkungen unserer Antrige. Vorerst lassen wir den statistischen Bericht
folgen:

I. Schuldauer
a) Primarschulen

95 Gemeinden in Graubiinden haben bereits 1952/53 verlingerte
Schuldauer gehabt, das heiit mehr als die gesetzliche Minimaldauer
von 26 Wochen.

6 weitere Gemeinden haben die Verlingerung der Schulzeit fiir das
niachste Schuljahr bereits beschlossen.

14 der eben gezihlten 101 Gemeinden haben den Beschluf3 auf Ver-
lingerung der Schulzeit nach der Abstimmung vom 26. Oktober 1952
gefalit!

2 Gemeinden haben leider eine Verkiirzung ihrer Schulzeit beschlos-
sen, davon eine bis aufs Minimum von 26 Wochen, die andere auf
32 Wochen.

AufschluBreich ist die Zusammenstellung iiber die Anstellung der
Lehrer in den Schulen mit verschiedener Schuldauer. Die groBle An-
zahl von 264 Lehrern ist also immer noch in Schulen mit 26wdchi-
ger Schuldauer angestellt!

Wochen 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36

Lehrer 264 0 125 203 el 28 1 10 8 11
Wochen 37 38 39 A4O 471 42
Lehrer 32 26 8 8 — 81

b) Sekundarschulen

36 Schulen haben mehr als 32 Wochen jidhrlich Schule; 38 Schulen
sind auf dem gesetzlichen Minimum der Schuldauer. Die entspre-
chende Statistik fiir die Beschiiftigungsdauer der einzelnen Lehrer
zeigt folgendes Bild:

Wochen ~ 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42

Lehrer 47 1 5 4 21 — 9 8 3. — 26
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I1. Lehrerbesoldung

In dieser Zusammenstellung. rechnen wir Primar- und Sekundar-
schulen zusammen.

In 77 Gemeinden stehen die Lehrergehilter iiber dem gesetzlichen
Minimum von 1946; die verschiedenen Zulagen machen, ohne Ein-
rechnung der sozialen Zulagen, aber unter Einrechnung der jeweili-
gen Schuldauer, 5-—121%/¢ des gesetzlichen Minimalgehaltes aus.
52 Gemeinden haben — und dies darf als erfreuliche Tatsache ver-
merkt werden — Teuerungszulagen oder erneute Anpassung der
Lohne (z. B. laut Lohnskala mit Indexlohn) erst nach der Abstim-
mung vom 26. Oktober 1952 beschlossen! Den Lehrern in Gemein-
den, die unter kantonaler Kontrolle stehen, konnte der Regierungs-
rat eine Teuerungszulage nicht zubilligen, da dies gegen den Ent-
scheid des Volkes gehandelt gewesen wire!

4 weitere Gemeinden haben bereits Lohnerhéhungen fiir nidchstes
Jahr beschlossen.

Die Anzahl der Gemeinden, die die Ausrichtung von Teuerungs-
zulagen auf den Lohn von 1946 ausdriicklich abgelehnt haben, ist
uns leider nicht sicher bekannt; wir werden. es uns vorbehalten, sie
hier namentlich aufzufiihren!

23 Gemeinden, nach unserer Ansicht «nur», kennen irgendwelche
Sozialzulagen. Die Familienzulagen schwanken zwischen Fr. 75.—
600.—, die Kinderzulagen zwischen Fr. 48.— und 240.— pro Kind.

Das Ergebnis beweist eindeutig, dal der verwerfende Volksentscheid
vom 26. Oktober 1952 das Besoldungsproblem nicht geldst, sondern nur
hinausgeschoben hat. Der Aufruf des BLV und die Bemiihungen der Lehrer-
schaft in den Gemeinden haben ein beachtenswertes Echo gefunden. Diese
erfreuliche Entwicklung innerhalb eines Jahres berechtigt zur Annahme,
daBB weite Kreise des Biindnervolkes die Lage erkannt haben.

Die Auswirkungen der Abwanderung unserer Lehrkrédfte lassen sich erst
auf Schulbeginn im Herbst genau iiberblicken. Die Schwierigkeiten, denen
viele Gemeinden bei der Besetzung von Lehrstellen bereits im Friihjahr
begegneten, bestitigen die Richtigkeit unserer bereits letzes Jahr gehegten
Befiirchtungen. Der BLV sieht nach wie vor in der Neuordnung der Be-
soldungsverhdltnisse eine der zu ergreifenden wirksamen MafBnahmen.

Vorerst mochten wir die Frage Grundlohnerhohung oder Teuerungs-
zulage erdrtern:

Der Index der Lebtnshaltungskosten hat sich in den vergangenen zwei
Jahren, abgesehen von kleineren Schwankungen, auf der gegenwiirtigen
Hohe gehalten. Fithrende Volkswirtschafter und Staatsminner vertreten
die Ansicht, dal} eine bedeutende Senkung der Indexwerte verhidngnisvoll
wiire. Es herrscht somit das Bestreben vor, das erreichte Niveau zu halten.
Infolgedessen dringt sich auch in unserem Falle eine Neuordnung des
Grundgehaltes auf. Von Teuerungszulagen mochten wir somit absehen. Wir
erinnern, daB im Jahre 1946 die Verhiltnisse gleich den heutigen waren.
Die damalige Neuordnung des Grundgehaltes unter Verzicht auf Teue-
rungszulagen ermoglichte eine einfache, iibersichtliche Lésung fiir Kanton
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und Gemeinden. Das ist auch fiir die vorgesehene Revision des Gesetzes
wiinschenswert. Darum mochten wir in allseitigem Interesse ganz entschie-
den fiir die erforderliche Anpassung des Grundgehaltes eintreten. Bisher
betrug das Grundgehalt des Primarlehrers fiir die minimale Schuldauer von
26 Wochen Fr. 4000.—. In Beriicksichtigung aller Umstinde erachten wir
eine Erhéhung auf Fr. 4800.— als unumginglich, wenn wir den gegenwir-
tigen Schwierigkeiten einigermafBlen wirksam begegnen wollen.

Fiir den Sekundarlehrer beantragen wir, den Grundlohn auf Fr. 7600.—
zu erhohen. Dies ist fiir 32 Wochen. Im geltenden Gesetz war der Unter-
schied von 6 Schulwochen zwischen Primar- und Sekundarschulen im
Grundgehalte ungeniigend beriicksichtigt.

Die Frage allfilliger Teuerungszulagen bei steigenden Lebenskosten
lieBe sich in einfacher Weise durch die Aufnahme eines besonderen Ge-
setzesartikels 16sen, so wie er im letztjihrigen Gesetzesentwurf bereits ent-
halten war. AngepaBt an die neue Vorlage, kénnte er lauten:

Andert sich der Lebenskostenindex des Bundesamtes fiir Indu-
strie, Gewerbe und Arbeit um 5 Punkte oder mehr, ist der GroBe
Rat berechtigt, Teuerungszulagen festzusetzen.

Die Wiinschbarkeit dieses Artikels ist in der letztjihrigen Botschaft durch
die hohe Regierung einldBlich begriindet worden.

Die Kosten der Lebenshaltung variieren stark zwischen den Ortschaften
mit lindlichen, halbstiddtischen und stiadtischen Verhiltnissen. Die Woh-
nungsmiete z. B. betrdgt in stddtischen Verhiltnissen oft das Vier- und
Fiinffache dessen, was auf dem Lande zu zahlen ist. Um diese Unterschiede
in gerechter Weise ausgleichen zu konnen, sollte in der neuen Vorlage das
Prinzip der Ortszulagen in geeigneter Weise Anwendung finden. Dabei
mochten wir aber ausdriicklich bemerken, daB3 nach unserer Ansicht Grund-
lohn und Dienstalterszulagen davon nicht beriihrt werden sollen. Wir legen
im Gegenteil Wert darauf, daB diese beiden Grundpfeiler der Lehrerbesol-
dung fiir alle Lehrer sich gleich bleiben sollen. Fiir Orte mit nicht lind-
lichen Verhiltnissen beantragen wir zum Ausgleich der Lebenskosten eine
Ortszulage von mindestens Fr. 500.— und eine erhéhte Familienzulage.

Wir wissen, daB eine Einteilung unserer so verschiedenartigen Gemein-
wesen in bestimmte Gruppen sehr schwierig ist. Und doch diirfte man auf
die Dauer ohne eine gewisse Abstufung nicht auskommen. Die Abstufung
nach ldndlichen, halbstiddtischen und stidtischen Orten, wie sie sich durch
die AHV bereits eingelebt hat, scheint uns gegenwirtig fiir unser Gesetz
ebenfalls praktisch durchfiihrbar.

In der vom Biindnervolk am 26. Oktober vorigen Jahres verworfenen
Besoldungsvorlage hatte auf Antrag des BLV der Gedanke der Sozial-
zulagen starke Beriicksichtigung gefunden. Der Vorstand des BLV ist auch
heute noch der Ansicht, dal die angemessene Beriicksichtigung der beson-
deren Familienlasten ein Gebot der Zeit und des christlichen Denkens ist.
Er kann daher seine Enttduschung iiber die besonders starke Verwerfung
der Vorlage durch diejenigen Kreise, die sonst immer fiir den Familien-
schutz eintreten, nicht verhehlen.
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Nichtsdestoweniger méchten wir den Gedanken des sozialen Ausgleichs
auch in der neuen Vorlage in bescheidenem Mafe verankern, indem wir die
Festsetzung einer Familienzulage postulieren, in Nachahmung vieler fort-
schrittlicher Unternehmungen des Offentlichen und privaten Rechtes. Die
Ausrichtung von Kinderzulagen mochten wir sehr befiirworten; doch muB
dies angesichts der Erfahrungen bei der letzten Abstimmung der Initiative
der Gemeinden iiberlassen bleiben. Das kantonale Gesetz moéchten wir
damit keinesfalls belasten. Als Familienzulage schlagen wir wie letztes
Jahr Fr. 300.— vor, wobei allerdings fiir die Gemeinden mit halbstiddtischen
und stiddtischen Verhiltnissen eine hohere Verpflichtung festzulegen wiire.

Neben der Neuordnung der Besoldung erscheint uns die Verlingerung
der minimalen Schulzeit als das zweite dringliche Gebot der Stunde, um der
Abwanderung unserer Lehrer wirksam zu begegnen. Vor rund 100 (hundert!)
Jahren wurden 26 Schulwochen als Minimum festgelegt. Wenn wir beden-
ken, in welchem AusmalBe die Anforderungen in allen Lebensgebieten ge-
stiegen sind und damit gleichzeitig die Anforderungen an die Schule als
Vorbereitungsstitte auf das Berufsleben, so kdnnen die 26 Wochen einfach
‘nicht mehr geniigen. Die Auswirkungen dieses MilBverhiltnisses fiir unseren
Kanton haben wir in der Einleitung bereits hervorgehoben. Das grofite
Hindernis einer angemessenen allgemeinen Schulverlingerung liegt in der
einseitigen Belastung der Gemeinden; denn nach geltendem Gesetz mul} die
Gemeinde die Aufwendungen fiir eine verlingerte Schuldauer allein tragen.
Es darf deshalb besonders lobend erwihnt werden, daBl eine beachtliche
Anzahl von Gemeinden trotz dieser Umstinde die Schulzeit bereits ver-
lingert hat. Manche Gemeinde, die den guten Willen dazu hitte, ist aus
finanziellen Griinden nicht in der Lage, den Willen in die Tat umzusetzen.
Es scheint uns deshalb heute richtig, dal3 sich der Kanton an den Aufwen-
dungen fiir die verlingerte Schulzeit angemessen beteiligt. Es geht nicht
an und ist auch nicht die Absicht der Lehrerschaft, fiir 26 Schulwochen
ein Jahresgehalt zu fordern. Eine verlingerte Schulzeit aber ist fiir Ge-
meinde und Lehrer die befriedigendere Losung. Diese Bestrebungen sollte
der Kanton nach Kriften unterstiitzen. Hiebei denken wir besonders an
die finanzschwachen Landgemeinden, die dabei in stirkerem MaBe beriick-
sichtigt werden sollten.

Wir beantragen, daBl der Kanton die Primarschulen bis und mit der
32. Schulwoche subventioniert, die Sekundarschulen bis und mit der 36.
Schulwoche. Die Jahresschulen miiiten bei dieser Losung immer noch die
restlichen Schulwochen allein bestreiten. Wie spiter bei den finanziellen
Berechnungen gezeigt wird, erachten wir diesen Vorschlag als praktisch
durchfiihrbar. |

Die Kernfrage bleibt natiirlich die Belastung von Kanton und Gemein-
den. Es diirfte nicht in erster Linie Aufgabe des BLV sein, die aus unseren
Antrigen erwachsenden Mehrkosten aufzuteilen. Wir moéchten jedoch den
Behorden unsere Ansicht nicht vorenthalten. Nach geltendem Gesetz lei-
stete die Gemeinde bisher an den Grundlohn des Primarlehrers Fr. 2000.—,
der Kanton fiir Grundlohn und Alterszulage Fr. 3600.—. Ein Sekundar-
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lehrer belastete das Gemeindebudget ebenfalls mit Fr. 2000.—, wihrend
der Kanton hiefiir Fr. 5600.— aufzubringen hatte. Wenn wir bedenken, daf}
der Lehrer Gemeindeangestellter ist, kann fiiglich von einem Millverhilt-
nis der Leistungen zwischen Kanton und Gemeinden gesprochen werden,
besonders wenn wir an Gemeinden denken, die ihr finanzielles Gleich-
gewicht ohne Gemeindesteuer zu erhalten vermoégen. Es erscheint uns daher
gerechtfertigt, daB3 bei der vorgeschlagenen Erhohung des Grundlohnes die
Gemeinde den Hauptanteil itibernimmt, und zwar fiir den Primarlehrer
Fr. 600.—, fiir den Sekundarlehrer Fr. 1400.—. Dem Kanton verblieben
je Fr. 200.—. Wir sind uns bewuBt, dafl diese Betridge fiir einzelne Ge-
meinden eine zu groBe Belastung bedeuten wiirden. Hier kénnte unseres
Erachtens ein namhafter Betrag der erhéhten Bundessubvention zur Ent-
lastung finanzschwacher Gemeinden sinnvoll eingesetzt werden, im Sinne
eines gerechten Finanzausgleiches. Dadurch wiirde vermieden, daBl unser
finanzschwacher Kanton finanzkriftige und finanzschwache Gemeinden
gleichmifBig subventioniert. Ferner sollte es bei dieser Losung dem Kan-
ton moglich werden, die vorgeschlagenen Mehrwochen zu subventionieren,
was uns ganz besonders wichtig scheint.

Die finanziellen Auswirkungen sind von Gemeinde zu Gemeinde ver-
schieden, je nach Lehrerzahl und Verhiltnissen. Fiir die bedeutende Anzahl
der Gemeinden, deren bisherige Leistungen iiber dem gesetzlichen Mini-
mum standen, bringt das Gesetz verhiltnismidBig geringe neue Verpflich-
tungen. Der Beitrag des Kantons an die verlingerte Schuldauer wirkt sich
besonders entlastend aus fiir die Gemeinden.

Nachfolgend ein Vergleich der Leistungen von Gemeinde und Kanton
auf Grund des Besoldungsgesetzes von 1946 und unserer Vorschlige, be-
rechnet fiir eine Gemeinde mit 3 Primarlehrern und 1 Sekundarlehrer, lind-
lich, ohne Orts- und Familienzulage:

A. Minimalschuldauer

(Primarschule 26 Wochen, Sekundarschule 32 Wochen):
Leistung der Gemeinde Leistung des Kantons

Besoldungsgesetz 1946 Fr. 8000.— Fr. 16 400.—
Unsere Vorschlige Fr. 11 200.— Fr. 17 200.—

B. Erhohte Schuldauer
(Primarschule 32 Wochen, Sekundarschule 36 Wochen):

Leistung der Gemeinde Leistung des Kantons

Besoldungsgesetz 1946 Fr. 9820.— Fr. 16 400.—
Unsere Vorschlige Fr. 12 180.— Fr. 18 180.—

Fiir den Kanton belaufen sich die totalen Mehrkosten, berechnet nach
unseren Vorschligen, wie folgt:
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1. Erhéhung des Grundlohnes:

765 Lehrer a Fr. 200.— : Fr: 153 000.—
2. Familienzulage: :
500 Familien a Fr. 150.— Fr. 75 000.—
3. Beitrag fiir verldngerte Schulzeit (gegenwirtiger
Stand) Fr. 144 930——
Fr. 372 930.—
2%y AHV Fr.  7460.—

Total Fr. 380 390.—

Der Vorstand des BLV hat zu den begriindeten Antrigen der Verwal-
tungskommission unserer Lehrerversicherungskasse Stellung genommen.
Die Erhéhung der Gesamtprimie auf Fr. 740.— und deren Aufteilung auf
Lehrer (Fr.300.—), Kanton (Fr.220.—), Gemeinde (Fr.220.—) sollten fir
alle Teile tragbar sein. Einer Verschiebung der Priamienleistungen zu La-
sten der Lehrer miiBten wir uns widersetzen, da durch die besonderen Ver-
hiltnisse der Kasse die Lehrer jetzt schon verhiltnismidBig stark belastet
sind.

Die Lehrerschaft wiirde es begriifen und schitzen, wenn der Kanton
die kantonalen Zulagen auch in Zukunft, wie es bis anhin der Fall war,
den Lehrern direkt ausbezahlte.

Zusammenfassend mochten wir die Gesetzasbestlmmungen unseres Be-
soldungsgesetzes anfithren, soweit sie durch unsere Antriige eine Anderung
erfahren.

A. Primarlehrer

1. Das Minimalgehalt fiir Primarlehrer und -lehrerinnen betrdgt bei 26
Schulwochen Fr. 4800.—.

2. An dieses Minimalgehalt leistet die Gemeinde bei 26 Schulwochen
Fr. 2600.—, bei lingerer Schuldauer fiir jede weitere Woche Fr. 180.—
mehr.

Der Kanton entrichtet mit EinschluB des Bundesbeitrages an jeden
Primarlehrer und an jede Primarlehrerin eine Grundzulage von
Fr. 2200.—.

(Dazu kommen wie bisher kantonale Alterszulagen von Fr. 1600.—,
erreichbar nach 12 Dienstjahren.)

3. Der Kanton leistet an die Kosten fiir die 27. bis einschlieB3lich 32. Schul-
woche Beitrige, und zwar:

in ldndlichen Verhiltnissen Fr. 90.—
in halbstddtischen Verhiltnissen Fr. 70.—
in stdadtischen Verhiltnissen - Fr. 50.—

4, Verheiratete oder verwitwete Lehrer mit eigenem Haushalt erhalten
eine jahrliche Familienzulage, und zwar:

in lidndlichen Verhiltnissen Fr. 300.—
in halbstiddtischen Verhiltnissen Fr. 450.—
in stddtischen Verhiltnissen Fr. 600.—

Der Kanton leistet an diese Familienzulage einheitlich Fr. 150.—.
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5. Ortszulage. In nichtliindlichen Verhiltnissen leistet die Gemeinde an
jeden Lehrer eine Ortszulage von mindestens Fr. 500.—.

B. Sekundarlehrer

1. Das Minimalgehalt fiir Sekundarlehrer und -lehrerinnen betrigt bei
32 Schulwochen Fr. 7600.—.

2. An dieses Minimalgehalt leistet die Gemeinde bei 32 Schulwochen
Fr. 5400.— (inklusive Fr. 2000.— Kantonssubvention), bei lingerer
Schuldauer fiir jede weitere Woche Fr. 220.-— mehr.

Der Kanton entrichtet an jeden Sekundarlehrer und an jede Seskundar-
lehrerin eine Grundzulage von Fr. 2200,—.

3. Der Kanton leistet an die 33. bis einschlieBlich 36. Schulwoche Beitrige,

und zwar:
in lindlichen Verhiiltnissen Fr. 110.—
in halbstddtischen Verhiltnissen "Fr. 90.—
in stiddtischen Verhiltnissen Fr. 70.—
4. Alterszulagen: wie Primarlehrer.
5. Familienzulage: wie Primarlehrer.

6. Ortszulage: wie Primarlehrer.

C. Versicherungskasse

An die jihrliche Gesamtprimie von Fr. 740.— fiir die Pensionsversiche-
rung der Volksschullehrer entrichten die Lehrer einen Beitrag von Fr. 300.-—,
Der Kanton leistet an diese Pramie Fr.220.— und die Gemeinde Fr. 220.—.

Sehr geehrter Herr Erziehungschef!
Sehr geehrte Herren Regierungsrite!

Es ist in erster Linie die Sorge um das Gedeihen der Biindner Volks-
schule, die den BLV zu seinen Antrigen bewogen hat. Dann aber miissen
wir auch an die Lehrer und Lehrersfamilien denken, die im Hinblick auf
eine Verbesserung ihrer Existenz im Kanton ausgeharrt haben. Hoffentlich
werden sie nicht ein zweites Mal enttiduscht. Wir haben die Vergleichs-
zahlen der Gehaltsansitze in anderen Kantonen nicht erwihnt; die Ab-
wanderung spricht deutlich genug. Eines darf noch festgehalten werden:
Der Biindner Lehrer liebt seine Biindner Schule und mochte hier bleiben;
er weill, dall Graubiinden nicht mit den reichen Industriekantonen wett-
eifern kann; aber eine bescheidene Existenzgrundlage darf ihm nicht vor-
enthalten werden. Hauptziel der Gesetzesrevision mufl die Erhaltung der
im eigenen Seminar ausgebildeten tiichtigen Lehrkrifte sein. Wir glauben,
dafl das Biindnervolk nach den gegenwirtigen Erfahrungen und nach einer
sachlichen Aufkldrung unseren Vorschligen zustimmen wird.

Mit vorziiglicher Hochachtung

Biindner Lehrerveregin
Der Aktuar: Der Prisident:
G.D. Simeon. Hs. Danuser.

240



	Besoldungsvorlage : Eingabe des Bündner Lehrervereins an das Erziehungsdepartement zuhanden des Kleinen Rates

